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Umsetzung des Bildungs- und Teilhabepaketes nach dem SGB II 

mit Rundschreiben Nr. 12412010 vom 23.1 1.2010 hatten wir Sie über den aktuellen Stand 
der Umsetzung des Bildungs- und Teilhabepaketes auf der Basis des Gesetzentwurfs zur 
Neuregelung der Regelleistungen nach dem SGB II und dem SGB XI1 informiert und den 
Mustervertrag für die Beauftragung sowie Muster für Vereinbarungen übersandt. 

Ergänzend zu dem Rundschreiben übersenden wir Ihnen als Anlage 1 Formulierungshilfen 
für Änderungsanträge des Gesetzentwurfs, mit denen die Umsetzungsvorschriften zum Bil- 
dungs- und Teilhabepaket in den 59 29 bis 30 a SGB II überarbeitet wurden. 

Die nachfolgenden Ausführungen gehen somit von folgenden Sachverhalten aus: 
- Die Gewährung aller Leistungen nach fj 28 Abc. 2, 4 bis 6 SGB II ist von einer ge- 

sonderten Antragstellung abhängig. 
- Leistungen können durch Gutschein oder mittels Direktzahlung erbracht werden. 
- Gutscheine können eine individuelle Abrechnung vorsehen oder ein Zahlungsver- 

sprechen über einen pauschalierten Betrag beinhalten, der sich aus einer Vereinba- 
rung zwischen dem Jobcenter, dem beauftragten Kreis bzw. der beauftragten kreis- 
freien Stadt und dem Leistungsanbieter ergibt. 

Auch bei Umsetzung der Änderungsanträge wird es zur Ausgestaltung des Bildungs- und 
Teilhabepaketes vor Ort grundsätzlich zwei Umsetzungsvarianten geben: 

Zum einen kann die Umsetzung in Eigenregie des Jobcenters erfolgen, zum anderen durch 
die Beauftragung der kreisfreien Städte und Kreise gemäß § 29 Abc. 2 der Formulierungshil- 
fe. 

Die kreisfreien Städte und Kreise können auf ihr Verlangen hin mit der Umsetzung nur des 
gesamten Bildungs- und Teilhabepaketes (Förderung der Schul- und Kita-Ausflüge, der Mit- 
tagsverpflegung in Kindertageseinrichtungen und Schulen, des Nachhilfeunterrichtes sowie 
der Teilhabeleistungen) vom Jobcenter beauftragt werden. Eine Teilbeauftragung ist nicht 
möglich. Die Beauftragung bezieht sich auf die Vorbereitung und Ausführung der Leistun- 
gen und deren Abrechnung. Dies schließt den Abschluss von Vereinbarungen mit den Leis- 
tungsanbietern ein. Nur diese Tätigkeiten sind auf die Kreise / die kreisfreien Städte über- 
tragbar, nicht daaeqen die Bewilliauna der Leistunaen sowie die Ausstelluna von Gutschei- 
nen. Diese Aufaaben verbleiben bei den Jobcentern als Leistunasträaer. (Zumindest nach 
dem Beratungsstand vom 30.1 1.2010). Das Auftragsverhältnis unterliegt grundsätzlich den 
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Regeln des SGB X mit der Folge, dass die Jobcenter den beauftragten Kommunen als Auf- 
traggeber weisungsbefugt sind. 

Den Kreisen und kreisfreien Städten werden Verwaltungskosten in Höhe von 33 Euro pro 
Kind erstattet. Ob dieser Betrag auskömmlich ist, bleibt abzuwarten. 

Setzt das Jobcenter das Bildungs- und Teilhabepaket in Eigenregie um, kommt sowohl das 
individuelle oder pauschale Abrechnungsverfahren über Gutscheine sowie die Direktzahlung 
in Betracht. 

Bei der Beauftragung der Kreise und kreisfreien Städte findet dagegen nur das Gutschein- 
verfahren mit individueller oder pauschaler Abrechnung Anwendung. Die Leistungen über 
Gutscheine setzen voraus, dass die Leistungsanbieter mit den Jobcenter oder den beauf- 
tragten Kommunen eine Vereinbarung entsprechend der übersandten Muster geschlossen 
haben. Der Einsatz individuell abzurechnender Gutscheine ist dann sinnvoll, wenn Leis- 
tungsberechtigte ein individuelles Budget verausgaben oder wiederkehrende Zahlungsver- 
pflichtungen in unbekannter Höhe bzw. zu unbekannten Zeitpunkten zu bedienen haben. 
Dies gilt z.6. für die Lernförderung, da der Bedarf nach Antrag individuell festgestellt wird 
und die damit definierte Leistung inhaltlich und quantitativ bestimmt ist. Darüber hinaus bietet 
sich die individuelle Abrechnung auch bei den Teilhabeleistungen an, da die Kinder hier Teil- 
beträge ihres Gutscheines einsetzen können, z.6. um den Mitgliedsbeitrag in einem Sport- 
verein oder einer Jugendgruppe zu begleichen. Die verbrauchten Beträge werden auf dem 
Gutschein vermerkt und einzeln mit dem Jobcenter oder der beauftragten Kommunen abge- 
rechnet. Soweit die Ausgaben des Kindes den Wert des Gutscheines übersteigen, müssen 
das Kind bzw. die Erziehungsberechtigten den Betrag, der den Wert des Gutscheins über- 
steigt, selbst beim Leistungsanbieter begleichen. 

Der Einsatz von Gutscheinen auf der Basis pauschalierter Abrechnungsverfahren ist sinnvoll, 
wenn nur ein einziger Anbieter für eine einheitliche, im Umfang klar definierte Leistung an ei- 
ne Vielzahl von Leistungsberechtigten vorhanden ist. Dies gilt insbesondere für die Mittags- 
verpflegung. 

Als Anlage 2 sind Grafiken beigefügt, in denen die Erbringungswege dargestellt werden. 

Eine Beauftragung der kreisangehörigen Städte und Gemeinden mit der Umsetzung des Bil- 
dungs- und Teilhabepaketes direkt durch das Jobcenter ist nicht möglich. Auch die Formulie- 
rungshilfen für Änderungsanträge sehen in 5 29 Abc. 2 vor, dass Kreise Ihnen zugehörige 
Gemeinden und Gemeindeverbände zur Durchführung der Aufgaben nur dann heranziehen 
können, soweit Landesrecht dies bestimmt. Die Einbindung der kreisangehörigen Städte und 
Gemeinden bei diesem Erbringungsweg hängt also zunächst von der landesrechtlichen Er- 
mächtigung und dann auch noch von der Heranziehung durch die Landkreise ab. Im AG- 
SGB II für Schleswig-Holstein ist eine landesrechtliche Ermächtigung nicht enthalten: 

Die kreisangehörigen Städte und Gemeinden können aber direkt als Leistungsanbieter auf- 
treten, z.6. für die Mittagsverpflegung. Dies bietet sich z.6. für Kommunen an, die als Sach- 
aufwandsträger die Mittagsverpflegung an Schulen abwickeln. Im Gegensatz zu den beauf- 
tragten Kommunen können die Städte und Gemeinden zwar ihre Verwaltungskosten nicht 
eigenständig geltend machen. Nach unserem Dafürhalten können die Verwaltungskosten in 
diesem Zusammenhang aber in die Berechnung der Leistung einbezogen werden und so der 
BA über die Preisgestaltung in Rechnung gestellt werden. 

Näheres über die Möglichkeit der kreisangehörigen Städte und Gemeinden als direkter Leis- 
tungsanbieter im Rahmen des Bildungs- und Teilhabepaketes sollte auf Länderebene mit 
den Regionaldirektionen besprochen werden. 

Seite - 2 - 


